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Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 1 der Tagesordnung: 

Verbesserung der Rahmenbedingungen für Wagniskapitalfinanzierungen  in Deutschland 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zur Kenntnis. 

2. Gründungen und schnell wachsende junge, technologieorientierte Unternehmen sind 

eine wesentliche Voraussetzung für die Innovationsfähigkeit des Standorts Deutsch-

land und zukünftiges Wirtschaftswachstum. Insbesondere für diese Unternehmen ist 

ein leistungsfähiger Wagniskapitalmarkt von zentraler Bedeutung. Die Wirtschafts-

ministerkonferenz unterstreicht vor diesem Hintergrund die hohe wirtschafts-

politische Priorität, die international wettbewerbsfähigen Rahmenbedingungen für 

Wagniskapitalfinanzierungen in Deutschland zukommt. Sie verweist diesbezüglich 

auf ihre Beschlüsse vom 4./5. Juni 2014 und vom 10./11. Dezember 2014. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz erkennt an, dass die Bundesregierung in der 

laufenden Legislaturperiode z. B. mit der Steuerfreistellung des INVEST-Zuschusses 

für Wagniskapitalfinanzierungen, der Neuauflage und Weiterentwicklung des 

EXIST-Programms, der Rückkehr der KfW als Ankerinvestor an den Wagniskapital-

markt, der Auflage einer 500-Millionen Euro-Wachstumsfazilität und der Auflage 

des neuen Co-Investitionsfonds coparion sowie Erleichterungen für Crowd-Finan-

zierungen richtige Schritte zur Verbesserung der Rahmenbedingungen umgesetzt hat.  

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz ist allerdings der Auffassung, dass weitere 

Anstrengungen zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit des Wagniskapitalmarktes 
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in Deutschland und der internationalen Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands als 

Fondsstandort notwendig sind und zeitnah in Angriff genommen werden müssen. 

Staatliche Aktivitäten etwa des ERP-Sondervermögens und der KfW können 

fortbestehende Schwächen Deutschlands als Fondsstandort insbesondere bei den 

steuerlichen Rahmenbedingungen nicht ausgleichen. Vordringlich bleibt dabei eine 

gründerfreundliche Weiterentwicklung der Regelungen für die Nutzung von 

Verlustvorträgen. 

5. Die Wirtschaftsministerkonferenz fordert die Bundesregierung auf, das Projekt eines 

"Venture-Capital-Gesetzes" zur Stärkung des Wagniskapitalstandortes Deutschland 

weiterzuverfolgen und die Maßnahmen des "Eckpunktepapiers Wagniskapital" vom 

Herbst 2015 zügig und vollständig umzusetzen. Sie bittet die Bundesregierung, zur 

nächsten Sitzung der Amtschefskonferenz im Herbst 2016 einen Bericht zum Thema 

vorzulegen, der insbesondere auf den Stand der Umsetzung des "Eckpunktepapiers 

Wagniskapital" eingeht. 



Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 2.1 der Tagesordnung: 

Situation und Perspektiven der deutschen Verteidigungs- und Sicherheitsindustrie 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zur Kenntnis. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 2.2 der Tagesordnung: 

Pharmazeutische Industrie - wichtige Säule für Wertschöpfung, Innovation  
und Beschäftigung am Standort Deutschland 

Ergebnisse des Pharma-Dialogs zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit nutzen 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zur Kenntnis. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 2.3 der Tagesordnung: 

Schneller Markthochlauf der Elektromobilität 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zur Kenntnis. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt, dass die Bundesregierung angesichts  

der bislang begrenzten Marktdurchdringung mit Elektrofahrzeugen mit dem 

beschlossenen Förderpaket die Akzeptanz der Elektromobilität bei den Nutzern 

deutlich erhöhen will.  

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, die inhaltliche und 

verfahrensmäßige Konkretisierung des beschlossenen Förderpakets zur Elektro-

mobilität zeitnah vorzunehmen. Für den von Bund und Ländern angestrebten Lade-

infrastrukturaufbau von besonderer Bedeutung sind hierbei insbesondere die 

Zielgrößen für den Ausbau der Schnell- und Normalladeinfrastruktur.  

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung um eine enge 

Abstimmung mit den Ländern beim flächendeckenden Auf- und Ausbau von Lade-

infrastruktur. Ein gemeinsames Bund-Länder-Förderprogramm sollte bundesweit ein 

möglichst einheitliches Vorgehen zur Etablierung gemeinsamer Ladeinfrastruktur-

standards ermöglichen. 

5. Die Wirtschaftsministerkonferenz erklärt ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit 

der Bundesregierung, um einvernehmlich und möglichst zeitnah geeignete rechtliche 

Rahmenbedingungen, wie z. B. bei der anstehenden Änderung der Ladesäulen-

verordnung oder bei weiteren Regelungsbedarfen, zu schaffen. 
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6. Aus Sicht der Wirtschaftsministerkonferenz sind die Förderung von Forschung und 

Entwicklung zur Elektromobilität mindestens in dem von der Bundesregierung 

angekündigten Umfang fortzuführen, um die Elektromobilität weiter voranzubringen. 

Ein besonders wichtiger Bereich ist aus Sicht der Länder die Intensivierung der 

Batteriezellforschung mit dem Ziel, eine Zellproduktion auch in Deutschland 

aufzubauen. 

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, ihr über den Stand der 

Umsetzung der in den Ziffern 3, 4 und 6 genannten Maßnahmen in der 

Herbstkonferenz 2016 der Amtschefskonferenz zu berichten. 



Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 2.4 der Tagesordnung: 

Wirtschaftspolitische Wirkungen der deutschen Luftfahrt 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt die Bemühungen der Bundesregierung, 

den Luftverkehrsstandort Deutschland zu stärken und sich für den Erhalt seiner 

internationalen Wettbewerbsfähigkeit einzusetzen. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz sieht mit Sorge die Ergebnisse des Gutachtens zur 

Grundlagenermittlung für ein Luftverkehrskonzept der Bundesregierung, das zu dem 

Ergebnis kommt, dass die Wettbewerbsfähigkeit der Luftfahrtbranche in Deutschland 

auch durch die Anwendung der nationalen Regelungen, Vorschriften und Gesetze 

derzeit geringer ist als bei internationalen Marktteilnehmern. Die Leistungs-

kennzahlen der deutschen Marktteilnehmer (Fluggesellschaften und Flughäfen) 

zeigen nach dem Ergebnis der Untersuchungen gegenüber internationalen 

Wettbewerbern zudem eine eher verhaltene Wachstumsdynamik.  

3. Aus Sicht der Wirtschaftsministerkonferenz sollte zum Abbau von strukturellen 

Belastungen, die im europäischen Vergleich eine Wettbewerbsverzerrung 

verursachen können, eine wettbewerbsfähige Gestaltung der Besteuerung des 

Luftverkehrs sowie der Luftsicherheits- und Flugsicherungsgebühren geprüft werden.  

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz unterstützt die Einbeziehung des Luftverkehrs in 

den Emissionshandel. Sie fordert die Bundesregierung auf, bei den auf der nächsten 

ICAO-Vollversammlung im September 2016 anstehenden Verhandlungen zur



- 2 - 

Einführung eines globalen marktbasierten Klimaschutzinstruments weiterhin darauf 

zu achten, dass einseitige Belastungen der deutschen und europäischen 

Luftverkehrswirtschaft vermieden werden.  

5. Das Grundlagengutachten für ein Luftverkehrskonzept der Bundesregierung enthält 

im Arbeitspaket 4 einen Maßnahmenkatalog, der auf seine möglichen Auswirkungen 

hin untersucht wird. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt hier insbesondere die 

unter Ziffer 20 vorgeschlagene Intensivierung der Forschungsförderung. Diese sollte 

insbesondere auf eine Reduktion des Treibstoffverbrauchs und die damit verbundene 

Absenkung des CO2-Ausstoßes sowie auf die Verminderung von Lärmemissionen 

abzielen. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, die 

Schwerpunktsetzung bei Förderprogrammen, wie z. B. dem Luftfahrtforschungs-

programm des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie, entsprechend 

auszurichten.   

6. Die Wirtschaftsministerkonferenz lehnt die im Grundlagengutachten der Bundes-

regierung vorgeschlagene Einführung einer zentralen Regulierungsstelle für die 

Flughafenentgelte an Flughäfen mit mehr als 5 Millionen Passagieren jährlich ab. 

Flughafenentgelte sind u. a. vor dem Hintergrund der sehr unterschiedlichen 

Kapitalstrukturen und Investitionsbedarfe der Flughafenbetreiberunternehmen einer 

bundesweit einheitlichen Regelung im Sinne einer einheitlichen Preisfestlegung nicht 

zugänglich. Vielmehr ist jedes Flughafenunternehmen sowie jeder Standort separat 

zu betrachten und zu bewerten.  

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz fordert die Bundesregierung auf, sich weiterhin für 

eine zielgerichtete und reziproke Ausweitung von bilateralen Luftverkehrsrechten 

zwischen der Bundesrepublik und Drittstaaten einzusetzen. Dabei sind die regionalen 

Interessen an der adäquaten Erweiterung der Anzahl von interkontinentalen 

Direktverbindungen auch außerhalb von Drehkreuzen zu berücksichtigen.  

8. Die Wirtschaftsministerkonferenz beauftragt ihren Vorsitzenden, diesen Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz mit der Bitte um Unterstützung der vorstehenden 

Anliegen zu übermitteln. Weiterhin wird der Vorsitzende beauftragt, den Beschluss 

dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur mit der Bitte um 

Kenntnisnahme und Prüfung zu übermitteln.   
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Begründung: 

Das Grundlagengutachten für ein nationales Luftverkehrskonzept kommt im 
Arbeitspaket 2 zu dem Ergebnis, dass der Luftverkehr ca. 1 Prozent der gesamtdeutschen 
Bruttowertschöpfung erwirtschaftet. Wegen seiner Funktion als wesentlicher Bestandteil 
der logistischen Infrastruktur ist dem Luftverkehr eine hohe Bedeutung für Investitionen, 
Innovation, Handel, Produktivität und in der Folge für die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung des Landes beizumessen. Wettbewerbs- und leistungsfähige europäische 
Fluggesellschaften, erfolgreiche internationale Drehkreuze und entsprechende Zubringer-
flughäfen sind für die luftverkehrliche Anbindung Deutschlands und für die 
Wettbewerbsfähigkeit des Luftverkehrsstandorts Deutschland damit von besonderer 
Bedeutung. 

Das Ergebnis des Grundlagengutachtens, wonach die Wettbewerbsfähigkeit des 
Luftfahrtstandorts Deutschlands in der gegenwärtigen Lage im europäischen und inter-
nationalen Vergleich deutlich geschwächt ist, muss angesichts der hohen wirtschafts-
politischen Bedeutung der Branche zu einer kurzfristigen Gegenreaktion führen. Deshalb 
müssen die Luftverkehrssteuer sowie weitere fiskalische und ordnungspolitische 
Belastungen in den Blick genommen werden. Eine Rückführung dieser Belastungen 
stärkt die Innovationskraft der Branche.   

Um das übergeordnete Klimaschutzziel der Europäischen Union, die Emissionen bis 
2020 um 20 Prozent gegenüber dem Niveau von 1990 zu senken, zu erreichen, muss auch 
künftig der Luftverkehr seinen Anteil leisten. Die Einführung eines europäischen 
Emissionshandelssystems wurde aufgrund erheblichen internationalen Widerstandes 
gestoppt und die Bemühungen zur Erreichung einer globalen Lösung verstärkt. Nunmehr 
soll auf der 39. Vollversammlung der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation ICAO die 
Einführung eines globalen marktbasierten Mechanismus zur Minderung der CO2-
Emissionen im Luftverkehr vorangetrieben werden. In der Europäischen Union ist das 
ursprünglich beabsichtigte System unter der Voraussetzung, dass ein internationales 
System eingerichtet wird, zunächst bis Ende 2016 ausgesetzt worden. 

Ausschließlich regional geltende Klimaschutzinstrumente sind jedoch von großer 
Wettbewerbsrelevanz, globale Lösungen sind weiterhin vorrangig zu verfolgen.  

Flughafenentgelte sind einer einheitlichen Regelung aufgrund der sehr vielgestaltigen 
Sachverhalte an den jeweiligen Standorten nicht zugänglich. Regionalen Unterschieden 
kann mit einer zentralisierten Netzagentur nicht hinreichend Rechnung getragen werden. 
Es ist daher gerade sachgerecht, dies auch organisationsrechtlich durch eine 
Zuständigkeitszuweisung an die Länder sicherzustellen, die unter dem Gesichtspunkt der 
räumlichen und sachlichen Nähe die jeweiligen Verhältnisse am besten kennen. 

Eine positive wirtschaftliche Entwicklung in den regionalen Ballungsgebieten setzt ihren 
direkten Anschluss an den Weltluftverkehr und die dazu erforderlichen Verkehrsrechte 
ausländischer Fluggesellschaften voraus. Die deutschen Fluggesellschaften konzentrieren 
sich bisher maßgeblich auf die Anbindung der Regionen über Zubringerverkehre zu den 
Hub-Standorten in Deutschland. Die Bemühungen des Bundes zur Liberalisierung der 
Luftverkehrsmärkte waren in den vergangenen Jahren zudem wenig erfolgreich.  

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung aufgefordert, sich grundsätzlich für 
eine Ausweitung der reziproken Luftverkehrsrechte zur Erschließung von Wachstums-
märkten wie China und den Staaten der Golfregion und des ASEAN (Verband 
Südostasiatischer Staaten) mit einem Schwerpunkt auf der Erweiterung sowohl der 
Anzahl der Destinationen in Deutschland als auch der zulässigen Frequenzen 
einzusetzen.





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 3.1 der Tagesordnung: 

EU-Strukturfondspolitik - 
Aktuelle Herausforderungen bei der Abwicklung der operationellen Programme  
und Zukunft nach 2020 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz sieht die Gefahr einer zunehmenden Über-

regulierung der Europäischen Kohäsionspolitik. Die Grenze der zumutbaren 

Verwaltungslasten im Zusammenhang mit der Umsetzung der operationellen 

Programme ist bereits überschritten. 

Dies ist umso problematischer, wenn einerseits Förderangebote aus dem Fonds für 

Strategische Investitionen (EFSI) offenbar weniger reguliert und unbürokratischer zur 

Verfügung stehen und andererseits der europäische Mehrwert von Projekten, die aus 

den Europäischen Strukturfonds unterstützt werden, in Frage gestellt wird. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt die von der Europäischen Kommission 

gestartete Initiative zur Vereinfachung der Förderung aus den ESI-Fonds und die 

Einberufung der "Hochrangigen Gruppe unabhängiger Experten" (high level group). 

Allerdings sollte nach Auffassung der Wirtschaftsministerkonferenz die Aufgaben-

stellung dieser Initiative und der high level group konsequent weiterentwickelt 

werden. Sie sollte zum einen nicht nur Entlastungsmöglichkeiten für die 

Zuwendungsempfänger, sondern auch für die mit der Programmumsetzung befassten 

Verwaltungseinheiten erarbeiten, und zum anderen sich mit strukturellen Fragen 

beschäftigen. 
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Sie begrüßt auch die Absicht der Kommission, noch in der laufenden Förderperiode 

Vereinfachungen vorzuschlagen, fordert die Kommission auf, für echte und relevante 

Erleichterungen in der Praxis zu sorgen und bittet die Generaldirektion Regional-

politik und Stadtentwicklung um Unterstützung. 

Sie befürwortet darüber hinaus eine umfassende unabhängige Evaluierung der von 

europäischer Seite an die Verwaltungs- und Kontrollsysteme gestellten Anforde-

rungen und eine Verbesserung der Folgenabschätzungen für Legislativvorschläge und 

deren Ergänzung um Fragen zur Verständlichkeit und Umsetzbarkeit. 



Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 3.2 der Tagesordnung: 

Stand der Verhandlungen zum Freihandelsabkommen zwischen der EU und den USA 
[TTIP] 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zur Kenntnis. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 3.3 der Tagesordnung: 

Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zur Kenntnis. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 3.4 der Tagesordnung: 

Novelle der TA-Luft 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zur Kenntnis. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 3.5 der Tagesordnung: 

Europäische Industriepolitik 

Das Bündnis "Zukunft der Industrie" - bestehend aus dem Bundesministerium für 

Wirtschaft und Energie, Arbeitgeber- und Industrieverbänden sowie Gewerkschaften -  

hat am 18. Februar 2016 eine Gemeinsame Erklärung zur "Zukunftsperspektive Industrie 

2030" mit industriepolitischen Leitlinien und konkreten Forderungen für einen 

investitionsstarken und innovativen Industriestandort Europa abgegeben.  

Die Wirtschaftsministerkonferenz unterstützt die Forderung des Bündnisses nach einem 

höheren Stellenwert von Industrie und Industriepolitik auf europäischer Ebene und fasst 

davon ausgehend nachfolgenden Beschluss: 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz sieht in der Leistungs- und Innovationsfähigkeit 

der Industrie das Fundament des Wohlstands in Deutschland und Europa. Die 

Industrie ist unverzichtbar zur Bewältigung sowohl wirtschaftlicher als auch öko-

logischer und sozialer Herausforderungen. Sie schafft Werte und wirtschaftliches 

Wachstum, gibt ökologische, ökonomische und soziale Impulse, treibt Innovationen 

voran und sichert Arbeitsplätze und Wohlstand. Die Industrie und industrienahe 

Dienstleistungen sind - auch vor dem Hintergrund der rasanten Digitalisierung - das 

Rückgrat der Wirtschaft und damit auch der gesellschaftlichen Entwicklung. Die 

Herausforderungen für Wachstum, Beschäftigung und den Erhalt des Wohlstands 

können nur mit der Industrie, nicht gegen sie gelöst werden. 
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2. Die Wirtschaftsministerkonferenz hat sich wiederholt (unter anderem am 

11./12. Dezember 2013 und am 4./5. Juni 2014) mit der europäischen Industriepolitik 

befasst und sich für die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen zur Verbesserung 

der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der Industrie eingesetzt. Die Wirtschafts-

ministerkonferenz stellt dabei fest, dass erhebliche Anstrengungen und konkrete 

Maßnahmen notwendig sind, um das von der Europäischen Kommission 2012 

aufgestellte Ziel zu erreichen, den Anteil der Industrie an der Wertschöpfung bis 

2020 auf 20 Prozent zu steigern. Dazu zählen vor allem der Erhalt und die 

Weiterentwicklung der unterschiedlichen Infrastrukturen sowie die Sicherung und 

Schaffung eines stabilen, vereinfachten und vorhersehbaren Rechtsrahmens, der die 

unternehmerische Initiative und Innovationen begünstigt. Es ist alles zu unter-

nehmen, um die Integration der Unternehmen der EU in globale Wertschöpfungs-

ketten zu erleichtern, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu steigern und den freien und fairen 

Zugang zu globalen Märkten zu sichern und auszubauen.  

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz setzt sich - wie das Bündnis Zukunft der 

Industrie - dafür ein, die Wettbewerbsposition des industriellen Mittelstands zu 

verbessern. Die steuerliche Forschungsförderung kann, ergänzend zu der Projekt-

förderung auf EU-Bundes- und Landesebene, in diesem Zusammenhang ein 

wichtiges Instrument sein. Sie unterstützt die Forderung des Bündnisses, eine 

breitenwirksame und technologieneutrale Forschungsförderung beginnend mit KMU 

in allen EU-Mitgliedstaaten einzuführen. Darüber hinaus haben vor dem Hintergrund 

der komplexen Herausforderungen der Digitalisierung vor allem kleine und mittlere 

Betriebe ohne eigene Forschungsabteilungen einen hohen Bedarf an Technologie-

transfer und spezifischer Förderung.  

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz spricht sich dafür aus, die vorhandenen 

Exzellenzen im Bereich Cybersicherheit und Datenschutz weiter auszubauen und 

zügig einen gemeinsamen europäischen Rechtsrahmen zu schaffen. Die Einigung  

auf europäischer Ebene zur Datenschutzgrundverordnung wird daher begrüßt. Die 

Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Sicherheitsindustrie und das nationale Know-

how in Cybersicherheit müssen weiter gestärkt werden. Mittelstandsgerechte, 

nationale und europäische Forschungsprogramme für zukunftsweisende Systeme der 

Cybersicherheit sind fortzuführen und auszubauen.  
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5. Die Wirtschaftsministerkonferenz unterstützt die Forderung des Bündnisses, jede 

künftige Gesetzgebung einem "Industrie 4.0-Check" zu unterziehen. Die Wirtschafts-

ministerkonferenz regt wie das Bündnis an, dass sich die europäische Politik klar für 

globale Standards im Zusammenhang mit Industrie 4.0 einsetzt. Die Forderung zur 

weltweiten Verwendung des Referenzarchitekturmodells Industrie 4.0 (RAMI) wird 

dabei ebenso unterstützt wie die Forderung nach der stetigen Weiterentwicklung 

modernster Schlüsseltechnologien in Deutschland und Europa. Die Wirtschafts-

ministerkonferenz begrüßt in diesem Zusammenhang die angekündigte Kooperation 

der Plattform Industrie 4.0 mit dem Industrial Internet Consortium.  

6. Die Wirtschaftsministerkonferenz unterstützt die Forderung des Bündnisses nach 

einer kohärenten europäischen Energie- und Klimapolitik bis 2030 und der richtigen 

Balance zwischen Wettbewerbsfähigkeit und Innovationsanreizen für neue Tech-

nologien. Die Energieversorgung muss zuverlässig, umweltverträglich und bezahlbar 

sein. Aus Sicht des Industriestandorts Deutschland ist besonders darauf zu achten, 

dass dieses Zieldreieck nicht zu Lasten der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der 

heimischen Industrieunternehmen in ein Ungleichgewicht gerät. Die Kosten der 

Energiewende müssen gerecht verteilt und auch für die energieintensiven Industrien 

tragbar bleiben. 

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt, dass bei der UN-Klimakonferenz in Paris 

ein Übereinkommen erreicht wurde und setzt sich für eine rasche Unterzeichnung 

und Ratifizierung ein. Sie weist aber auf die sehr unterschiedlichen Zusagen in den 

nationalen Klimaplänen und damit weiterhin unterschiedlichen Wettbewerbs-

voraussetzungen hin. Mit dem Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 

hat die EU ehrgeizige Ziele festgelegt, die keinesfalls einseitig verschärft werden 

dürfen. Die Wirtschaftsministerkonferenz fordert die Bundesregierung auf, sowohl 

bei der deutschen als auch bei der europäischen Klimaschutzpolitik die Wettbewerbs-

bedingungen für die Industrie im Sinne eines "level playing field" zu berücksichtigen. 

Dies gilt auch für den derzeit in Erarbeitung befindlichen nationalen Klima-

schutzplan 2050. Nur eine wettbewerbs- und leistungsfähige Industrie ist in der Lage, 

weiter zum Klimaschutz beizutragen. 
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8. Die Wirtschaftsministerkonferenz stellt in diesem Zusammenhang fest, dass beim 

Emissionshandel eine Verschärfung der Bedingungen für die Industrie geplant ist. 

Dies ist im Wesentlichen bereits auf die Vorgaben des Europäischen Rates vom 

Oktober 2014 zurückzuführen. Da die Kosten bei der Freisetzung von Treibhaus-

gasen weltweit auf längere Sicht noch immer nicht vergleichbar sind, gilt es 

weiterhin, Produktions- und Standortverlagerungen in Drittstaaten (Carbon Leakage) 

zu verhindern. Der Bundesrat hat in seinem Beschluss vom 6. November 2015  

(BR-Drs. 401/15 (B)) bereits darauf hingewiesen, dass die weiteren Beratungen des 

Richtlinienvorschlags der Kommission den Ergebnissen der Pariser Klimakonferenz 

Rechnung tragen müssen. Er sieht die Gefahr, dass ohne ein ratifiziertes 

internationales Klimaschutzabkommen europäische Unternehmen einseitig belastet 

werden und sich damit ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit verschlechtert. 

Daher muss sichergestellt sein, dass im Rahmen der Novellierung der 

Emissionshandels-Richtlinie insbesondere folgende Bedingungen erfüllt werden: 

- Die Benchmarks für energieeffiziente Anlagen müssen sowohl technologisch als 

auch wirtschaftlich erreichbar sein. Sie müssen zudem die ökologisch sinnvolle 

Stromerzeugung aus Restgasen, Reststoffen und Restenergien mit abbilden. 

- Die TOP-Performer der Carbon-Leakage gefährdeten Industriebetriebe, die die 

beste verfügbare Technik einsetzen, müssen in der 4. Handelsperiode weiterhin 

kostenlose Zuteilungen erhalten. 

- Auf zusätzliche Kürzungen wie pauschale jährliche Abzüge auf den Benchmark 

oder den Korrekturfaktor muss verzichtet werden, was hinsichtlich der insgesamt 

kostenlos zu vergebenden Zertifikate Berücksichtigung finden muss.  

- Bei der Erstellung der Carbon Leakage-Liste muss sichergestellt sein, dass alle 

Sektoren und Teilsektoren inklusive Vorprodukte erfasst sind, bei denen eine 

Gefahr zur Verlagerung besteht. 

- Die indirekten Kosten müssen in der 4. Handelsperiode (indirektes Carbon 

Leakage) weiterhin kompensiert werden können. 
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- Die bestehende Benachteiligung wichtiger Prozesse und Technologien mit 

Alleinstellungsmerkmal ist zu beseitigen und eine sachgerechte Behandlung der 

entsprechenden Unternehmen ist zu ermöglichen.  

9. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt die Forderung des Bündnisses, dass die 

Europäische Kommission bei Vorschlägen für Rechtsakte stärker die Balance 

zwischen umweltpolitischen Zielen, technischen Lösungen und entsprechenden 

Industrialisierungs- und Beschäftigungsszenarien berücksichtigt und die Aus-

wirkungen auf die Industrie immer mitbedacht werden. Dies gilt beispielsweise  

für die Umsetzung und Durchführung der Chemikalienverordnung REACH.  

Die Wirtschaftsministerkonferenz fordert insgesamt eine die Belange der KMU 

besonders berücksichtigende Auslegung und Durchführung von REACH im 

geltenden Rahmen der REACH-VO. So sollten insbesondere folgende Maßnahmen 

durchgeführt werden: 

- Vor allem kleine und mittlere Unternehmen benötigen bei der europäischen 

Chemikalienagentur ECHA direkte Ansprechpartner für fachliche Fragen.  

- Für KMU sind vereinfachte, auf ihre Bedürfnisse zugeschnittene Hilfen, 

Informationsanforderungen sowie  Einreichungsmöglichkeiten anzubieten. 

- Die Umsetzung der Vorgaben für die Erstellung, Kommunikation und 

Anwendung von erweiterten Sicherheitsdatenblättern muss für die Betroffenen 

praxistauglich und handhabbar sein. 

- Die Umsetzung von REACH darf die Planungs- und Investitionssicherheit der 

Unternehmen nicht beeinträchtigen, insbesondere nicht durch neue inhaltliche 

oder formale Anforderungen oder neue Abläufe. 

- Vor der Aufnahme von Stoffen auf die Kandidatenliste sollte die bereits 

weitgehend praktizierte freiwillige Prüfung alternativer Maßnahmen zum 

Risikomanagement immer erfolgen.  

- Eine frühe Beteiligung der Industrie dient dabei einem fairen und transparenten 

Verfahren und späterer Akzeptanz. 

10. Die Wirtschaftsministerkonferenz erwartet von der Europäischen Kommission, dass 

diese bei der Überarbeitung der Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien im Jahre 2019  
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dafür Sorge trägt, dass die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Industrie-

unternehmen in Europa nicht negativ beeinträchtigt wird und Ausnahmen wie zum 

Beispiel die Entlastungen von der EEG-Umlage in Deutschland (Besondere 

Ausgleichsregelung) weiterhin möglich bleiben. Darüber hinaus ist seitens der 

Europäischen Kommission wie der Bundesregierung hinsichtlich der Eigenstrom-

erzeugung aus Bestandsanlagen hocheffizienter Kraft-Wärmekopplung und aus 

erneuerbaren Energien sowie aus Kuppelgasen, Reststoffen und Restenergien dafür 

Sorge zu tragen, dass diese im Rahmen des geltenden Beihilferechts auch über das 

Jahr 2017 hinaus von der EEG-Umlage befreit werden können und der Vertrauens-

schutz gewährleistet bleibt. Auf die Entschließung des Bundesrates zum Erhalt des 

Vertrauensschutzes bei bestehenden Anlagen zur industriellen Erzeugung von 

Eigenstrom (BR-Drs. 34/16 (B)) vom 26. Februar 2016 wird insofern verwiesen.  

11. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung um Bericht zur 

nächsten Wirtschaftsministerkonferenz darüber, welche Maßnahmen auf EU-Ebene 

und von der Bundesregierung ergriffen wurden und werden, um dem gemeinsamen 

Ziel der Stärkung der europäischen Industrie Rechnung zu tragen. Dies gilt 

insbesondere für die einzelnen in diesem Beschluss genannten Punkte, zu denen die 

Wirtschaftsministerkonferenz Handlungsbedarf festgestellt hat. 



Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 3.6 der Tagesordnung: 

Regulierung der CO2-Emissionen von Pkw und leichten Nutzfahrzeugen durch die EU 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zur Kenntnis. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 3.7 der Tagesordnung: 

Geschäftsverkehr mit Banken im Iran nach Aufhebung der Sanktionen durch die EU 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zum Geschäftsverkehr mit Banken im Iran nach Aufhebung 

der Sanktionen durch die EU zur Kenntnis.

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist auf die überragende Bedeutung eines 

sicheren Rechtsrahmens für deutsche Banken als Voraussetzung für eine Inten-

sivierung des Geschäftsverkehrs mit Banken im Iran insbesondere im Hinblick auf 

etwaig noch bestehende US-Sanktionen hin. Sie bittet daher die Bundesregierung, 

zusammen mit den anderen E3-Staaten auf eine zügige Klärung der an die  

US-Regierung schriftlich übermittelten, noch offenen Fragen der E3-Staaten 

hinzuwirken und über das Ergebnis dieser Klärung der Wirtschaftsministerkonferenz 

erneut zu berichten. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz teilt die Auffassung des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie, wonach der Wiederaufnahme der Gewährung staatlicher 

Exportgarantien (Hermes) wichtige Signalwirkung zukommen dürfte. Sie bittet daher 

die Bundesregierung, sich in den Verhandlungen mit der iranischen Seite für eine 

zeitnahe Einigung im Hinblick auf die bestehenden Altverbindlichkeiten einzusetzen. 

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung außerdem, sich für eine 

schnelle Bereitstellung der Finanzierungsinstrumente der KfW für Iran-Geschäfte 

einzusetzen.  





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 3.8 der Tagesordnung: 

Nationale Umsetzung der Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken 
über Industrieemissionen in Bezug auf das Raffinieren von Mineralöl und Gas 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz hält eine leistungsfähige und innovative Industrie 

als Fundament des Wohlstands in Europa und Deutschland für unverzichtbar. Zur 

europäischen und deutschen Industrielandschaft gehören auch die Raffinerien, da 

trotz aller Bemühungen für einen effizienten Einsatz von Energie sowie zur Nutzung 

erneuerbarer Energien auf absehbare Zeit Mineralölprodukte wesentlich zu unserer 

Energieversorgung beitragen und in der Chemischen Industrie als Grundstoffe 

benötigt werden.  

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt das von der Europäischen Kommission 

eingerichtete EU Refining Forum, welches darauf abzielt, die internationale 

Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Raffinerien nicht weiter zu beeinträchtigen, 

um die mit der Raffinerieproduktion verbundene Wertschöpfung und Arbeitsplätze in 

Europa weiterhin zu ermöglichen. Angesichts des zunehmend schrumpfenden 

Mineralölmarktes in Europa sind in den nächsten Jahren ohnehin weitere 

Raffinerieschließungen zu erwarten. Diese Entwicklung soll nicht durch neue 

einseitige Belastungen der Raffinerien verstärkt werden.  
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3. Die Bemühungen auf europäischer Ebene für den Erhalt von Raffinerien dürfen nicht 

durch nationale Sonderlasten in Deutschland konterkariert werden. Die Wirtschafts-

ministerkonferenz verweist hier insbesondere auf die anstehende nationale 

Umsetzung der Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken (BVT) in 

Bezug auf das Raffinieren von Mineralöl und Gas, die für die Wettbewerbsfähigkeit 

der Raffinerien in Deutschland von zentraler Bedeutung ist.  

Die Wirtschaftsministerkonferenz verweist insofern auch auf ihren Beschluss vom 

9./10. Dezember 2015 zur Novelle der TA Luft. Darin wurde bereits gefordert, keine 

nationalen Verschärfungen gegenüber den bereits vorliegenden Beschreibungen der 

besten verfügbaren Technologien (BVT-Schlussfolgerungen) vorzusehen und bei den 

BVT-Schlussfolgerungen, bei denen Emissionsbandbreiten vorgegeben sind, den 

Spielraum zur Wahrung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Anlagen zu nutzen. 

Die Wirtschaftsministerkonferenz lehnt weiterhin europarechtlich nicht gebotene 

Verschärfungen beispielsweise im Hinblick auf die von der EU vorgegebenen 

Emissionsgrenzwerte sowie deren Bestimmungsbasis ab. 

Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, dies auch bei der 

Umsetzung der BVT-Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken über 

Industrieemissionen in Bezug auf das Raffinieren von Mineralöl und Gas zu 

beachten. Dazu gehören auch die in den BVT-Schlussfolgerungen dokumentierten 

Regelungen zum integrierten Emissionsmanagement von NOx und SO2. 

4. Der Bestandsschutz von Altanlagen ist durch eine abstrakt generelle Regelung in der 

Verordnung und den Verwaltungsvorschriften zu gewährleisten. 



Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 4 der Tagesordnung: 

Jahresgespräch der Spitzenverbände der Wirtschaft, der Kultusministerkonferenz  
und der Wirtschaftsministerkonferenz im Jahr 2016 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz kommt überein, dass neben der Freien und Hanse-

stadt Hamburg und dem Land Hessen auch das Land Mecklenburg-Vorpommern am 

Jahresgespräch am 30. Juni 2016 teilnehmen wird. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz benennt als Themen für das Jahresgespräch:  

- Integration von Geflüchteten in Ausbildung 

sowie 

- Nachwuchssicherung durch Stärkung der Ausbildungskultur. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 5.1 der Tagesordnung: 

Weitere Ausgestaltung der Energiewende, einschließlich Netze, Versorgungssicherheit 
und Kraftwerke; insbesondere Bericht der Bundesregierung 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zur Kenntnis. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 5.2 der Tagesordnung: 

Bericht über die SINTEG-Projekte - Umsetzungsstand 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie zur Kenntnis. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 7 der Tagesordnung: 

XGewerbeanzeigeverfahren 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz stimmt der Verwaltungsvereinbarung über den 

Betrieb des IT-Standards XGewerbeanzeige   zu und bittet das Land Nordrhein-

Westfalen, den Landesbetrieb IT.NRW mit dem Betrieb ab dem 1. Januar 2017 zu 

beauftragen. 

2. Auf der Grundlage der Verwaltungsvereinbarung werden strategische Vorgaben des 

Betriebs durch den Bund-Länder-Ausschuss Gewerberecht getroffen. 

3. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie beteiligt sich an den jährlichen 

Kosten von 400.000 Euro für den Betrieb von XGewerbeanzeige und den jähr-

lichen Reisekosten von maximal 75.000 Euro für die Expertengremien ab dem 

1. Januar 2017 mit einem Anteil von 20 Prozent; die restlichen Kosten tragen die 

Länder nach dem Königsteiner Schlüssel. 

Begründung: 

Mit Erlass der Gewerbeanzeigeverordnung vom 22. Juli 2014 (BGBl. I S. 1208) wurde 
der rechtliche Rahmen für die elektronische Übermittlung von Gewerbemeldedaten an 
die empfangsberechtigten Stellen auf der Grundlage des IT-Standards XGewerbeanzeige 
geschaffen. 

Mit Beschluss vom 9./10. Dezember 2015 (TOP 10) hat die Wirtschaftsministerkonfe-
renz festgestellt, dass der Betrieb des IT-Standards XGewerbeanzeige dauerhaft zu 
gewährleisten ist. Der Betrieb des Standards XGewerbeanzeige ist erforderlich, um die 
Vorgaben der Gewerbeanzeigeverordnung technisch umzusetzen. Da es sich aus-
schließlich um die Gewährleistung des Vollzugs bundesrechtlicher Vorschriften handelt,  
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erfolgt die Beauftragung des Landesbetriebs IT.NRW und der Koordinierungsstelle für 
IT-Standards (KoSIT) im Rahmen einer Verwaltungsvereinbarung. Als Orientierung 
dienten hierbei die Verwaltungsvereinbarungen zum Betrieb des XÖV-Standards sowie 
über die Wartung und Pflege des Standards OSCI-XMeld 1.3 im Bereich des Melde-
wesens. 

Über wesentliche strategische Entscheidungen hinsichtlich des Betriebs von XGewerbe-
anzeige berichten das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und das Land 
Nordrhein-Westfalen der Wirtschaftsministerkonferenz Anlass bezogen. 



Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 8.1 der Tagesordnung: 

Fortschreibung des Deutschen Ressourceneffizienzprogramms - ProgRess II 

Die Wirtschaftsministerkonferenz stellt fest, dass zunehmend auch aus Gründen einer 

kohärenten Ressourceneffizienzpolitik von Bund und Ländern eine frühe Einbindung der 

Länder schon in der Konzeptionsphase der weiteren Fortschreibung von ProgRess 

erforderlich ist. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, die Länder 

schon in der Konzeptionsphase der Fortschreibung einzubinden. 

Begründung: 

Durch das Thema Ressourceneffizienz sind zentrale Aufgaben der Ressorts in den 
Ländern betroffen. Daher haben viele Länder bereits eigene Aktivitäten hierzu 
entwickelt. Aktivitäten des Bundes entfalten nicht nur Wirkung in den Ländern, sondern 
die Umsetzung findet vor allem in den Ländern statt. Aus diesen Gründen wird 
Abstimmungsbedarf zwischen den Ländern und der Länder mit dem Bund zur Nutzung 
von Synergien und im Sinne einer kohärenten Politik gesehen. 

Angesichts der Weiterentwicklung und weiteren Fortschreibung von ProgRess durch das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) wird 
das Thema Ressourceneffizienz die Wirtschaftsministerkonferenz auch weiterhin 
beschäftigen. 

Der gewählte Zeitrahmen für die Einbindung der Länder erwies sich für alle Beteiligten 
als zu kurz. Die Länder erst mit Vorliegen des ersten internen Entwurfs des BMUB zu 
beteiligen ließ ihnen nicht ausreichend Zeit, ein koordiniertes und fachlich fundiertes 
Mitwirken sicherzustellen. Vorschläge und Hinweise der Länder könnten in einem 
früheren Stadium der Entwurfserstellung von ProgRess einfacher berücksichtigt und 
leichter integriert werden. Aus Sicht der Wirtschaftsministerkonferenz ist daher eine 
frühe Einbindung der Länder schon in der Konzeptionsphase des ersten Entwurfes bei 
der weiteren Fortschreibung von ProgRess notwendig. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 8.2 der Tagesordnung: 

Erarbeitung des Klimaschutzplanes 2050 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt die Absicht der Bundesregierung, 

einen nationalen Plan zu entwickeln, der die notwendigen Schritte zur Reduktion 

der THG-Emissionen um 80 bis 95 Prozent bis 2050 aufzeigt, zur Kenntnis. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass Planungs- und Investitionssicherheit eine 

wesentliche Voraussetzung für die Unternehmen darstellt, am Standort 

Deutschland zu investieren und Innovationen voranzutreiben.  

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz stellt fest, dass bei der Entwicklung eines 

nationalen Planes zur Reduktion der THG-Emissionen sowohl die Wirtschaft mit 

ihren Vertretern und Verbänden als auch die Wirtschaftsressorts der Länder 

bisher nicht ausreichend eingebunden wurden. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass der eigens zur 

Erarbeitung des Klimaschutzplans 2050 vom Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit initiierte und mit der Einbeziehung der 

Umweltressorts der Länder, von Kommunen, Verbänden und Bürgern breit 

angelegte Dialog- und Beteiligungsprozess eine Vielzahl in ihren Auswirkungen 

auf den Wirtschaftsstandort Deutschland derzeit nicht vollständig oder sehr 

kritisch zu beurteilender Maßnahmenvorschläge hervorgebracht hat.  
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Insofern birgt der vorgelegte Maßnahmenkatalog nach Auffassung der Wirt-

schaftsministerkonferenz hohe Risiken für den Wirtschaftsstandort. Die 

Maßnahmenvorschläge bedürfen grundsätzlich einer umfassenden Bewertung, 

insbesondere mit Blick auf ihre grundsätzliche Eignung zum Klimaschutz und 

ihre sozioökonomischen Folgen. 

4. Eine Kohärenz nationaler Maßnahmen ist für eine erfolgreiche deutsche und 

europäische Klimaschutzpolitik unabdingbar. Die Wirtschaftsministerkonferenz 

fordert die Bundesregierung auf, bei der Erarbeitung des Klimaschutzplanes 

2050 eine Doppelbelastung der vom Europäischen Emissionshandelssystem 

(ETS) erfassten Sektoren und Unternehmen zu vermeiden und ein "level playing 

field" zu gewährleisten. Zusätzliche nationale Emissionsminderungsmaßnahmen 

führen im ETS in der Regel lediglich dazu, dass andere EU-Mitgliedstaaten mehr 

und günstiger emittieren können, nicht aber zur Reduktion von THG-

Emissionen.  

5. Die Wirtschaftsministerkonferenz erwartet, dass die als notwendig erachteten 

Maßnahmen in ihren Auswirkungen auf Wachstum und Beschäftigung 

quantifiziert sind und keine unverhältnismäßigen Kostenbelastungen nach sich 

ziehen. Bei allen Maßnahmen sind einseitige Wettbewerbsnachteile für die 

deutsche Wirtschaft zu vermeiden.  

6. Aufgrund der langfristigen Dimension und der gesamtgesellschaftlichen 

Bedeutung des Klimaschutzplanes 2050 sollte eine möglichst konsensuale 

nationale Klimaschutzpolitik angestrebt werden. Dies sollte sich nach 

Auffassung der Wirtschaftsministerkonferenz nicht nur in einem vorgeschalteten 

Dialogprozess zur Empfehlung möglicher Maßnahmen erschöpfen.  

Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, ihren finalen 

Entwurf des Klimaschutzplanes 2050 noch vor der abschließenden Kabinetts-

befassung mit den betroffenen Verbänden und den Ländern abzustimmen. 



Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 8.3 der Tagesordnung: 

Erlass einer Mantelverordnung Grundwasser/Ersatzbaustoffe/Bodenschutz 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt zur Kenntnis, dass das Bundesministerium 

für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) noch in dieser 

Legislaturperiode den Erlass der sogenannten Mantelverordnung plant, mit der eine 

Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen 

in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung) neu geschaffen werden soll. 

Darüber hinaus sollen die Verordnung zum Schutz des Grundwassers und die 

Deponieverordnung geändert sowie die Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-

verordnung neu gefasst werden.  

Dieser Mantelverordnung kommt eine hohe wirtschaftspolitische Bedeutung für die 

Bauwirtschaft, aber auch andere bedeutende Industriezweige zu, da mit ihr neue 

Vorgaben für die Verwertung und Ablagerung von rund 200 Mio. Tonnen 

mineralischen Abfällen und Reststoffen pro Jahr festgelegt würden. Dieser Stoff-

strom beinhaltet mengenmäßig über die Hälfte des Abfallaufkommens von 

Deutschland.  

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz befürwortet grundsätzlich den Erlass einer Ersatz-

baustoffverordnung und bekräftigt ihren Beschluss zu TOP 7.1 "Deutsches 

Ressourceneffizienzprogramm – ProgRess" der Konferenz am 4./5. Juni 2012, mit 
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dem sie die seit langem ausstehende Schaffung verlässlicher und praktikabler 

Rahmenbedingungen beim Einsatz mineralischer Sekundärrohstoffe im Baubereich 

fordert, um die Akzeptanz von Recyclingmaterial durch rechtssichere Verwendungs-

möglichkeiten zu stärken. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt das vom BMUB initiierte Planspiel zur 

Mantelverordnung, in dem wesentliche Auswirkungen der Verordnung ermittelt 

werden sollen, insbesondere auch die Praktikabilität der neuen Regelungen, der damit 

verbundene Aufwand für die Betroffenen und die zu erwartenden Verschiebungen 

von Stoffströmen.  

Die Wirtschaftsministerkonferenz erwartet, dass danach auf Grundlage der 

Ergebnisse des Planspiels ein neuer Verordnungsentwurf erarbeitet wird, der dem 

eigentlichen Ziel der Mantelverordnung, eine bundesweit einheitliche, praktikable, 

verhältnismäßige und rechtssichere Regelung zur schadlosen Verwendung von 

mineralischen Ersatzbaustoffen zu technischen Zwecken und zur Verwertung zu 

schaffen, gerecht wird. 

Dabei muss ausgeschlossen sein, dass durch die neuen Regelungen im großen 

Umfang bisher verwertete Mengen deponiert werden müssen, was zu einer 

Verknappung von Deponiekapazitäten, erhöhtem Transportaufwand und steigenden 

Kosten der Entsorgung und damit wachsenden Kosten von Baumaßnahmen führen 

würde. Zudem könnten bei großen Stoffstromverschiebungen die ambitionierten 

Ziele der Europäischen Union und des Bundes zur Ressourcenschonung und 

Rohstoffeffizienz, insbesondere die Einhaltung der Recyclingquote für Bau- und 

Abbruchabfälle in Höhe von 70 Prozent, nicht erreicht werden. 

4. Zu der Vorlage eines Verordnungsentwurfs hält die Wirtschaftsministerkonferenz 

detaillierte und umfassende Begründungen für geänderte Regelungen, insbesondere 

eine transparente Dokumentation der Auswahl von Parametern und Ableitung von 

Werten, für deren Nachvollziehbarkeit und eine sinnvolle weitere Diskussion des 

Regelwerks sowie dessen spätere Akzeptanz für essentiell. Auch eine sorgfältige 

Bewertung von damit zusammenhängenden Verschiebungen von Stoffströmen, 

Kosten und wirtschaftlichen Folgewirkungen sowie des Bürokratie- und 

Kontrollaufwands ist unerlässlich. 
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5. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist auf die hohe Priorität des Baus von neuen 

bezahlbaren Wohnungen und von Infrastrukturmaßnahmen in den nächsten Jahren 

hin, die unweigerlich mit großen Mengen an Bau- und Abbruchabfällen verbunden 

sein werden sowie enorme Chancen für den Einsatz von mineralischen 

Ersatzbaustoffen bieten. Dafür gilt es Hemmnisse zu beseitigen und nicht neue 

Hemmnisse durch eine Mantelverordnung zu schaffen, die insbesondere die 

Verwertung und Ablagerung von mineralischen Bau- und Abbruchabfällen 

unverhältnismäßig erschweren und verteuern würde.  

6. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, diesen Beschluss bei 

den weiteren Arbeiten an der Mantelverordnung zu berücksichtigen. Das Bundes-

ministerium für Wirtschaft und Energie wird gebeten, bei der Amtschefkonferenz im 

Herbst 2016 über den Stand der Mantelverordnung zu berichten. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 9 der Tagesordnung: 

Verbesserung des Hochwasserschutzes - Pflichtversicherung für Elementarschäden 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Arbeitskreises der Ver-

sicherungsaufsichtsbehörden der Länder zu den regional tätigen Versicherungs-

unternehmen in der Absicherung gegen Elementarschäden zur Kenntnis.

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass angesichts der stark 

begrenzten Datenlage der unter Landesaufsicht stehenden Unternehmen - nur in 

sieben Ländern bieten Unternehmen entsprechende Versicherungen an; diese haben 

einen sehr geringen Anteil am Gesamtmarkt - keine übergreifenden Aussagen zur 

Marktentwicklung für Versicherungen gegen Elementarschäden getroffen werden 

können. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet ihren Vorsitzenden, den Bericht des Arbeits-

kreises an die Ministerpräsidentenkonferenz zu übermitteln.  

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet ihren Vorsitzenden zudem, die Minister-

präsidentenkonferenz für weiterführende Erkenntnisse zu den unter Bundesaufsicht 

stehenden Versicherungsunternehmen an das zuständige Bundesfinanzministerium 

und die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zu verweisen. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 10 der Tagesordnung: 

Überarbeitung des Leitfadens zur Erfassung und einheitlichen, konsistenten Definition  
der Kultur- und Kreativwirtschaft 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Länderarbeitskreises Kultur-

und Kreativwirtschaft zur Überarbeitung des "Leitfadens zur Erfassung und einheitlichen, 

konsistenten Definition der Kultur- und Kreativwirtschaft" zur Kenntnis. 

Sie begrüßt die Stärkung des Verständnisses und die weitere Verstetigung einer 

einheitlichen, konsistenten Definition der Branche. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 11 der Tagesordnung: 

Digitale Strategie 2025 des BMWi 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt grundsätzlich die Vorlage der Digitalen 

Strategie 2025 durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi), 

um die digitale Transformation in Wirtschaft und Gesellschaft mit neuen Impulsen zu 

befördern, insbesondere mit Blick auf mehr Wachstum und Beschäftigung in 

Deutschland. Die dabei vom BMWi skizzierten zehn Themenfelder sind eine 

angemessene Grundlage für die politische Diskussion und Gestaltung dieser 

vielschichtigen Digitalisierungsherausforderung. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz unterstützt insbesondere die Auffassung des 

BMWi, nach der die aktuelle deutsche Breitbandstrategie schon jetzt um einen 

Glasfaseransatz über das Jahr 2018 hinaus zu ergänzen ist, der den Aufbau eines 

Gigabit-Glasfasernetzes beinhaltet. Ebenso teilt die Wirtschaftsministerkonferenz die 

Einschätzung des BMWi, dass kupferbasierte Anschlüsse und Technologien nur noch 

für eine Übergangszeit hinreichend sein werden. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz stellt fest, dass mit der Forderung nach einer 

solchen nachhaltigen Breitbandstrategie die langjährige Beschlusslage der Wirt-

schaftsministerkonferenz (zuletzt vom 17./18. Juni 2015) nach Entwicklung von 

Breitbandzielen über das Jahr 2018 hinaus aufgegriffen wird. Eine neue Breitband-

strategie des Bundes, die den Aufbau eines Gigabit-Glasfasernetzes zum Ziel hat, 

kann jedoch nur erfolgreich sein, wenn sie eng mit den Ländern, den Kommunalen 

Spitzenverbänden und der Wirtschaft abgestimmt wird. 
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4. Die Wirtschaftsministerkonferenz sieht aufgrund jüngster regulatorischer (Vectoring/ 

Vectoring im Nahbereich) und förderpolitischer (Bundesförderprogramm Breitband) 

Entscheidungen eher eine Ausrichtung auf kupferbasierte Übergangstechnologien. 

Sie bittet daher um Aufklärung, wie diese Diskrepanz zur Digitalen Strategie des 

BMWi aufgelöst werden soll.  

5. Aus Sicht der Wirtschaftsministerkonferenz ist es daher besonders wichtig, eine 

nachhaltige Breitbandstrategie frühzeitig mit geeigneten Instrumenten (einschließlich 

Förder- und Finanzierungsinstrumenten) zu unterlegen, um eine Zielerreichung 

sicherzustellen. Sie begrüßt in diesem Zusammenhang die in der BMWi-Strategie 

genannte Bereitstellung weiterer Bundes-Fördermittel für den Breitbandausbau 

einschließlich einer zweckgebundenen Bereitstellung künftiger Erlöse aus der 

Versteigerung von Frequenzen; die Wirtschaftsministerkonferenz erwartet dabei eine 

Beteiligung der Länder an diesen Erlösen. 

6. Die Wirtschaftsministerkonferenz betont, dass bei der Weiterentwicklung der 

Breitbandstrategie des Bundes und bei den dazugehörigen Instrumenten darauf 

geachtet werden muss, dass der in Deutschland sehr erfolgreiche Wettbewerb auf 

dem Telekommunikationsmarkt gewahrt bleibt. Die Wirtschaftsministerkonferenz 

verweist hierzu auch auf den Beschluss des Bundesrates vom 10. Juli 2015  

(BR-Drs. 212/15 (B)), wonach die bisherigen Regelungen für eine sektorspezifische 

Regulierung im Telekommunikationsmarkt grundsätzlich als erfolgreich angesehen 

werden und übereilte Paradigmenwechsel zu vermeiden sind. 

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz betrachtet den weiteren Ausbau von Gigabitnetzen 

auch als eine essentielle Voraussetzung für die Entwicklung neuer digitaler 

Geschäftsmodelle und die erfolgreiche Gründung von Startup-Unternehmen. Ebenso 

ist eine intelligente Vernetzung von Unternehmen, Branchen und Sektoren ohne 

diese hochleistungsfähigen infrastrukturellen Voraussetzungen nicht oder nur in 

Ansätzen denkbar. 

8. Um für die weitere Digitalisierung eine verlässliche wettbewerbliche, technische und 

rechtliche Grundlage zu schaffen, unterstützt die Wirtschaftsministerkonferenz 

grundsätzlich die Schaffung eines digitalen Ordnungsrahmens für Europa.  
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Die Schaffung eines eigenen deutschen Digitalgesetzbuches hält die Wirtschafts-

ministerkonferenz hingegen angesichts der zurzeit laufenden europäischen Initiativen 

zum Digitalen Binnenmarkt für verfrüht. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 12 der Tagesordnung: 

Folgen des Urteils des EuGH vom 15.10.2015 (Rechtssache C-137/14 
"Wegfall der Präklusion") für den Infrastrukturausbau in Deutschland -   
Handlungsmöglichkeiten des nationalen Gesetzgebers 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht der Freien und Hansestadt 

Hamburg zu den Folgen des Urteils des EuGH zur Kenntnis. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz stellt fest, dass das EuGH-Urteil weitreichende 

Folgen hat, die jedes Land betreffen. Durch den teilweisen Wegfall der Präklusion im 

Planfeststellungsverfahren können Bedenken im Hinblick auf die Umwelt-

verträglichkeit von Infrastrukturprojekten im gerichtlichen Verfahren auch dann noch 

vorgebracht werden, wenn sie im behördlichen Verfahren überhaupt nicht zur 

Sprache gebracht wurden. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz äußert die Sorge, dass sich künftige Gerichts-

verfahren deutlich verzögern, wenn maßgebliche umweltrelevante Einwendungen  

- ggf. auch aus taktischen Gründen - erst im Gerichtsverfahren vorgetragen werden 

und daraufhin die Erstellung neuer Gutachten abgewartet werden muss. Der zeitliche 

Mehrbedarf dürfte bei einem solchen Vorgehen bei mindestens einem Jahr liegen, 

zumal in solchen Fällen ggf. eine weitere Öffentlichkeitsbeteiligung erforderlich 

werden kann. Faktisch wird das Schicksal einer Projektgenehmigung von den 

Behörden auf die Gerichte verlagert. 
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4. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass eine einjährige Verzögerung 

bereits bei einem mittelgroßen Infrastrukturprojekt Mehrkosten im zweistelligen 

Millionenbereich verursachen kann. Auch sollte die mediale Aufmerksamkeit von 

Gerichtsentscheidungen, die aufgrund aktueller, aber behebbarer Mängel die vorüber-

gehende Nichtvollziehbarkeit des Planfeststellungsbeschlusses anordnen, nicht 

unterschätzt werden.   

5a) Die Wirtschaftsministerkonferenz spricht sich zum einen dafür aus, dass im 

Gesetzgebungsverfahren zur Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und 

weiterer (Fachplanungs-)Gesetze eine strikte 1 : 1-Umsetzung des Urteils 

sichergestellt und die Präklusion im so weit wie möglich zulässigen Umfang 

aufrechterhalten wird.  

 b) Dabei müssen Einwendungen, die missbräuchlich oder unredlich erstmals im 

Rechtsbehelfsverfahren geltend gemacht werden, nach wie vor präkludiert sein. 

 c) Zum anderen spricht sich die Wirtschaftsministerkonferenz für eine zwingende 

Klagebegründungsfrist für alle Klagen gegen Planfeststellungsbeschlüsse aus. Dies 

würde dazu führen, dass Bedenken gegen das Vorhaben spätestens zu Beginn eines 

Gerichtsverfahrens abschließend vorgebracht sein müssen und für alle Prozess-

beteiligten die strittigen Punkte offensichtlich sind. 

6. Der Vorsitzende wird gebeten, diesen Beschluss und den Bericht der Freien und 

Hansestadt Hamburg der Verkehrsministerkonferenz, der Umweltministerkonferenz 

und der Justizministerkonferenz sowie dem Bundesministerium für Verkehr und 

digitale Infrastruktur, dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 

Reaktorsicherheit und dem Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz 

zuzusenden. 



Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 13 der Tagesordnung: 

Finanzierung des Deutschen Handwerksinstituts (DHI) ab 2017 

1. Die Länder setzen die institutionelle Förderung des DHI fort. Sie erhöhen den durch 

Beschluss der Wirtschaftsministerkonferenz vom 5./6. Juni 2013 auf zuletzt bis zu 

1.171.000 Euro festgeschriebenen Rahmen für die jährliche Zuwendung an das DHI 

im Bewilligungszeitraum 2017 - 2021 wie folgt: 

im Haushaltsjahr 2017 um  48.500 Euro auf bis zu 1.219.500 Euro, 

im Haushaltsjahr 2018 um weitere 23.000 Euro auf bis zu 1.242.500 Euro, 

im Haushaltsjahr 2019 um weitere 23.500 Euro auf bis zu 1.266.000 Euro, 

im Haushaltsjahr 2020 um weitere 24.000 Euro auf bis zu 1.290.000 Euro und  

im Haushaltsjahr 2021 um weitere 24.500 Euro auf bis zu 1.314.500 Euro. 

Die pauschalierten Erhöhungen dienen der anteiligen Finanzierung steigender Sach-

kosten durch zusätzlich notwendige Mieten i. H. v. 30.000 Euro p. a. und Personal-

kosten auf der Basis des vorläufigen Jahresabschlusses 2015 mit einer Steigerungs-

rate von 2 Prozent beim DHI. Jährliche Überzahlungen aus diesen Positionen werden 

gesondert ermittelt und den Ländern nach Abschluss des jeweiligen Geschäftsjahres 

zurückerstattet. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz setzt dabei voraus, dass auch das Bundes-

ministerium für Wirtschaft und Energie jährliche Zuwendungen in gleicher Höhe 

gewährt. 
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3. Die Wirtschaftsministerkonferenz setzt weiter voraus, dass das Handwerk gleich-

zeitig seinen jährlichen Anteil am DHI-Haushalt entsprechend erhöht und damit auch 

in Zukunft einen angemessenen Eigenbeitrag zur Gesamtfinanzierung des DHI 

leistet. 

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet das DHI, ihr bis zu ihrer Sitzung im 

Jahr 2018 darzustellen, ob und in welcher Weise es zusätzliche eigene Einnahmen 

generieren kann, um den Zuschussbedarf durch Bund und Länder zukünftig zu 

begrenzen. 

Begründung: 

Als strategisches Innovationsinstrument des Handwerks soll das DHI die Wettbewerbs-
und Leistungsfähigkeit des Handwerks verbessern und dazu die Betriebe mit den not-
wendigen Informationen und Kompetenzen für die Erfordernisse der Zukunft ausstatten. 
Mit den ihm angeschlossenen fünf dezentralen Instituten umfasst das DHI ein breit 
aufgestelltes Leistungsspektrum in den Kernkompetenzen Technik und Organisation, 
Handwerkswirtschaft/Handwerksrecht und berufliche Bildung. Auf der Basis einer 
anwendungsorientierten Handwerksforschung steht insbesondere der Transfergedanke im 
Mittelpunkt der Aktivitäten des DHI, da den überwiegend kleinen und mittelgroßen 
Unternehmen des Handwerks häufig die Ressourcen zur Erschließung neuen Wissens 
fehlen. 

Darüber hinaus leistet das DHI erhebliche Beiträge bei der Erstellung von Grundlagen 
für die Umsetzung der Gewerbeförderung des Bundes und der Länder. Es ist damit der 
wichtigste Mittler zwischen den Entscheidern in Politik und Verwaltung, den 
Handwerksorganisationen und dem einzelnen Handwerksbetrieb, dem letztlich die 
institutionelle Förderung zu Gute kommt. Dies spiegelt sich in der gemeinsamen 
Finanzierung von Bund, Ländern und Handwerk wider. 

Eine Evaluation des DHI im Jahr 2011 durch die Prognos AG hat dies bestätigt. Dabei 
wurde die Breite des Leistungsangebots als wesentliche Stärke der handwerksbezogenen 
Forschung im DHI identifiziert. Die Evaluatoren ergänzen, dass die Komplexität von 
wissenschaftlichen Fragestellungen zunehmend eine Disziplinen und Institutionen 
übergreifende Zusammenarbeit erfordere. Prognos kommt zu dem Schluss, dass die DHI-
Institute mit ihrer Forschung zu handwerksrelevanten Fragestellungen einen eigen-
ständigen Schwerpunkt in der KMU-orientierten ökonomischen Forschung setzen, der 
von anderen wissenschaftlichen Institutionen nur begrenzt oder gar nicht wahrgenom-
men werde. 

Um auch künftig die Tätigkeit des DHI auf dem bestehenden Niveau zu sichern, ist es 
erforderlich, die finanzielle Basis für ein nachhaltiges Arbeiten längerfristig fortzuschrei-
ben. Der Gesamthaushalt des DHI besteht zu über 80 Prozent aus Personalkosten. Die 
vor-gesehene Erhöhung dient dazu, anlassbezogene Mehrkosten (insb. die neue Miete für 
die Büroräume des FBH) und die effektiven Kostensteigerungen künftiger Tarif-
erhöhungen zu decken. Einsparungen sind hier ohne erhebliche Einschnitte in die 
Leistungsfähigkeit des DHI nicht möglich. Eine Kompensation durch Einsparungen bei 
den Sach-ausgaben ist gleichfalls nur sehr eingeschränkt möglich, da ein Großteil dieser 
Ausgaben durch Fixkosten bspw. Kosten für Mieten, Energie oder Kommunikation 
entsteht, die - sofern sie dem DHI nicht kostenlos zur Verfügung gestellt werden - 
ebenfalls ansteigen. 
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Zuletzt wurde in der Wirtschaftsministerkonferenz am 5./6. Juni 2013 die Zuwendung 
von Bund und Ländern mit je bis zu 1.171.000 Euro begrenzt auf fünf Jahre (Bewilli-
gungszeitraum 2014 - 2018) verbindlich festgeschrieben. Die Tariferhöhungen der  
Jahre 2014/2015 konnten mit dem Beschluss nicht aufgefangen werden, es waren Ein-
sparungen bei den Sachkosten nötig, um einen ausgeglichenen Haushalt zu erreichen. In 
den Jahren 2014 und 2015 führten diese Maßnahmen dazu, dass das DHI sogar einen 
geringen Teil der Zuwendungen zurückerstatten konnte. Da die Höhe zukünftiger 
Tarifsteigerungen nicht absehbar ist, wurden bei der Berechnung pauschal 2 Prozent p. a. 
zugrunde gelegt. Die Anpassung der Zuwendungen an die Tarifsteigerungen ist für den 
Erhalt der thematischen Vielfalt und personellen Stärke des DHI von grundlegender 
Bedeutung. Dies macht eine Erhöhung des Zuwendungsbetrages vor 2018 erforderlich. 
Nur so ist gewährleistet, dass verpflichtende Personalmehrkosten nicht durch Personal-
einsparungen erwirtschaftet und die in allen Instituten bereits bestehenden kapazitativen 
Untergrenzen nicht weiter unterschritten werden müssen. 

Darüber hinaus ist es erforderlich, dass das DHI bereits 2016 Maßnahmen zur Erhöhung 
der Verwaltungseinnahmen ergreift, um den Zuschussbedarf zu begrenzen: 

Wurden 2014 noch 424.000 Euro an Verwaltungseinnahmen erzielt, sank dieser Betrag 
2015 auf 321.000 Euro. Die Abweichung gegenüber dem Wirtschaftsplan 2015 
(525.000 Euro) beträgt somit -39 Prozent, ggü. dem Vorjahr -24 Prozent. Der Wirt-
schaftsplan 2016 sieht dagegen deutlich höhere Verwaltungseinnahmen vor 
(623.000 Euro). Hierzu soll der Wirtschaftsministerkonferenz im Jahr 2018 berichtet 
werden. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 15.3 der Tagesordnung: 

Verschiedenes - Konferenzangelegenheiten 

a) Wahl des Vorsitzes und des stellvertretenden Vorsitzes der WMK 

Die Wirtschaftsministerkonferenz wählt auf der Grundlage ihres Beschlusses vom 

12./13. September 1988 in Stuttgart in Verbindung mit ihrem Beschluss vom 

22./23. November 2001 in Saarbrücken für die neue Amtsperiode vom 1. Januar 2017 bis 

zum 31. Dezember 2018 

Frau Ministerin Anke Rehlinger 

(Ministerin für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr  
des Saarlandes) 

zu ihrer Vorsitzenden und 

Herrn Senator Martin Günthner 

(Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen  
der Freien Hansestadt Bremen) 

zu ihrem stellvertretenden Vorsitzenden. 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 15.3 der Tagesordnung: 

Verschiedenes - Konferenzangelegenheiten 

b) Termine der WMK im Jahr 2017 

Die Wirtschaftsministerkonferenz bestätigt nachfolgende Termine: 

Frühjahrskonferenz 

vorbereitende Amtschefskonferenz  30. Mai (Sitzungsblock am Vortag) 

Wirtschaftsministerkonferenz: 29./30. Juni 

Herbstkonferenz 

Amtschefskonferenz   5. Dezember (Sitzungsblock am Vortag) 





Beschluss 

der Wirtschaftsministerkonferenz 

am 8./9. Juni 2016 

in Hamburg 

Punkt 15.4 der Tagesordnung: 

Verschiedenes - 
Vereinbarung zum Deutschen Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen (DQR) 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz stimmt dem Entwurf der Kultusministerkonferenz 

einer Vereinbarung zum Deutschen Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen 

(DQR) zu. Sie bittet ihren Vorsitzenden, die Vereinbarung für die Wirtschafts-

ministerkonferenz zu unterzeichnen. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz unterstützt die Auffassung der Kultusminister-

konferenz, dass der Europäische Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen 

(EQR) ein Transparenz- und Übersetzungsinstrument bleiben und nicht zu einem 

Anerkennungsinstrument weiter entwickelt werden soll. Nur als Transparenz- und 

Übersetzungsinstrument kann der EQR seinem Ziel gerecht werden, Qualifikationen 

in Deutschland und Europa verständlicher und vergleichbarer zu machen, ohne in die 

Bildungssysteme der Mitgliedstaaten einzugreifen. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz beauftragt ihren Arbeitskreis Berufliche Bildung, 

den weiteren Prozess der Zuordnungen von Qualifikationen, insbesondere im non-

formalen und informellen Bereich, in den entsprechenden Gremien weiter 

voranzubringen. 

Begründung: 

Mit der Vereinbarung vom 31. Januar 2012 hatten sich das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung, das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, die 
Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder, die Wirtschaftsministerkonferenz 
und die Sozialpartner zunächst auf eine Übergangslösung bis zum 31. Januar 2017 
verständigt, nach der alle Zuordnungen zum DQR erneut beraten und gemeinsam 
entschieden werden sollten. 
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Dieses Moratorium ist nunmehr beendet. Die Kultusministerkonferenz hat auf ihrer 
Sitzung am 17./18. März 2016 der Zuordnung der allgemeinbildenden Schulabschlüsse 
auf Niveau 2 (Hauptschulabschluss), Niveau 3 (Mittlerer Schulabschluss) und Niveau 4 
(Allgemeine Hochschulreife, Fachgebundene Hochschulreife und Fachhochschulreife) 
zugestimmt. An der bereits erfolgten Einstufung der Abschlüsse der beruflichen Bildung 
wird nichts geändert. Insofern ist die nunmehr vorgelegte Vereinbarung Ausdruck der 
Gleichwertigkeit von Allgemeinbildung, beruflicher Bildung und Hochschulbildung und 
ein wichtiger Meilenstein zur Stärkung der dualen Berufsausbildung. 

Vor dem Hintergrund der sich derzeit auf EU-Ebene im Rahmen der Skills Agenda 
abzeichnenden Tendenzen, den EQR zu einem Anerkennungsinstrument weiter zu 
entwickeln, ist es wichtig, dass die Wirtschaftsministerkonferenz an der Übersetzungs-
funktion des EQR festhält. Der entscheidende Mehrwert des EQR/DQR liegt in der 
Schaffung bildungsbereichsübergreifender Transparenz unter Berücksichtigung der 
Regelungskompetenz der Mitgliedstaaten. Damit kann die Wertigkeit von Qualifi-
kationen europaweit sichtbar gemacht werden, unabhängig davon, auf welchem Wege 
diese erworben wurden.  

Der DQR-Prozess ist nach wie vor nicht abgeschlossen. Neben der noch offenen 
Zuordnung der Fortbildungsabschlüsse der Kammern gilt es in einem nächsten Schritt 
tragbare Ansätze für die Zuordnung des großen Bereichs der non-formalen und 
informellen Qualifikationen zu finden. 
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